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Report

Energie und Steuern:
EU-Nachbarn belasten Ver -
braucher deutlich geringer
Während in Deutschland noch über
mögliche Steuerreduzierungen für
Energie diskutiert wird, profitieren die
Verbraucher in anderen europäischen
Staaten bereits von Steuer er mäßi gun -
gen. In Großbritannien, Luxemburg
oder Italien müssen sie für ihre Strom-
und Heizkosten lediglich einen redu-
zierten Mehrwertsteuersatz zahlen,
während der deutsche Fiskus für das
Heizen und Kochen den vollen Mehr -
wertsteuersatz verlangt. 

Auch die EU-Kommission sieht hier mitt-
lerweile Handlungsbedarf und hat den  
EU-Mitgliedstaaten im Falle einer Neu rege -
lung des europäischen Mehrwertsteuer -
systems kürzlich einen reduzierten Mehr -
wert steu ersatz auf den Energieverbrauch
empfohlen. Politische Vorstöße zur Redu -
zierung der Steuerbelastung auf den Ener -
giever brauch werden von deutscher Seite
allerdings schnell als unverkraftbar für die
öffentlichen Haushalte bezeichnet. Ein
 genauer Blick auf die Fakten kann dieses
Argument nicht stützen.

Im vergangenen Jahr betrugen die
Einahmen aus der Energiesteuer, also der
Steuern auf Gas, Benzin, Diesel und Heiz -
öl, rund 39 Mrd. Euro. Mehr als 90 Pro -
zent der Steuereinnahmen entfielen dabei
auf Kraftstoffe und nur etwa 10 Prozent
auf die für Heizenergie benötigten fossilen
Energieträger wie Erd- bzw. Flüssiggas,
Heizöl oder Kohle. Eine Halbierung der
Steuern auf den Verbrauch von Heiz ener -
gie hätte für die öffentlichen Haushalte
 also einen Steuerausfall von knapp zwei
Milliarden Euro zur Folge. Angesicht von
fast 540 Milliarden Euro Gesamt steuer ein -
nahmen von Bund, Ländern und Gemein -
den wäre damit ein Steuerrückgang von
lediglich 0,4 Prozent zu erwarten. 

Die Absenkung des Mehrwertsteuer -
satzes auf die Lieferung von Energie und
sämtliche Mineralölprodukte führte nach
Angaben des Bundesfinanzministeriums
zu Steuerausfällen von rund 11,7 Milliar -
den Euro. Die Anwendung eines ermäßig-
ten Steuersatzes auf Heizenergie und
Strom dürfte damit einen niedrigen ein-
stelligen Milliardenbeitrag kosten, von

Vegetarisch wohnen

Die Ausscheidungen von Rindern sind be-
sonders klimaschädlich. Auf diesen Um -
stand wiesen kürzlich die Ver brau cher -
schützer von Shit-, pardon, Food watch
hin. Die Agrarlobbyisten im Bun des mi -
nisterium für Landwirtschaft nehmen
Mel dungen wie diese ungerührt zur
Kennt nis. Das Ministerium, geübt in der
Tech nik, für die Seinen die Schäfchen
(und Rinder) ins Trockene zu holen, wer-
kelt weiter für die Subventionierung der
Tier produktion, als ginge uns morgen das
Fleisch aus.

Das Bundesbauministerium nimmt da-
gegen den Klimawandel durchaus ernst.
Hier ist man der Auffassung, dass der
Neubau von Wohnungen als solcher kli-
maschädlich ist und auf null reduziert
 gehört. Erste Erfolge dieser Politik sind
sichtbar. Die Fertigstellungen von Ein fami -
lienhäusern wiesen 2007 gegen über dem
Vorjahr ein Minus von 18,7 Pro  zent aus,
Zweifamilienhäuser verzeichneten in die-
sem Zeitraum ein Minus von 10,8 Pro -
zent. Auch der Neubau von Mehr fa mi -
lien häusern erlitt mit einem Rückgang
von 14 Prozent einen steilen Absturz.

Noch haben die Bauherren die drasti-
sche Verschärfung der energetischen
Anforderungen an Wohngebäude kaum
verdaut, präsentiert das Bauministerium
schon den nächsten Schlag. Das kostspie -
lige neue „Zertifizierungssystem Nach  -
haltiges Bauen“ soll ab 2009 Gebäude
prämieren, die sich durch einen beson -
ders geringen Energie- und Material -
verbrauch auszeichnen, im besten Fall al-
so gar nicht erst gebaut werden. Wer
dennoch baut, soll sich verpflichten, spä-
testens zum Richtfest auf vegetarische
Kost umzusteigen. Aber das ist noch un-
bestätigt.

Andreas Stücke

Auf ein Wort
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Zusammensetzung des Strompreises 2007

Quelle: Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie
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Kaltmieten: Entwicklung in vielen
Bundesländern negativ
Die Bruttokaltmiete je Quadratmeter
Wohnfläche ist im bundesdeutschen
Durchschnitt zwischen 2002 und 2006
von 5,93 auf 5,94 Euro gestiegen. 
Dies ist eine Kostensteigerung in Höhe
von aufgerundet 0,17 Prozent, so das
 Ergeb nis der jüngsten Mikrozensus-
 Zusatz erhebung des Statistischen Bun -
des amtes. Im gleichen Zeitraum sind
die Verbraucherpreise um 5,7 Prozent
gestiegen.

Regional haben sich die Bruttokaltmieten
sehr unterschiedlich entwickelt. Mit Aus -
nahme von Baden-Württemberg, Berlin,
Brandenburg, Hamburg, Mecklenburg-Vor -
pommern und dem Saarland sind die Mie  -

ten gesunken. Am stärksten fiel der Rück -
gang in Bremen mit minus 5,1 Pro zent aus,
gefolgt von Rheinland-Pfalz. Hier betrug
das Minus 4,7 Prozent. In Berlin und
Mecklen burg-Vorpommern sind die Brut to -
kalt mie ten zwischen 2002 und 2006  da -
gegen um 9,3 bzw. 7,2 Prozent gestiegen.

Auch nach 2006 haben sich die Mieten
unter Ausschluss der Nebenkosten (sowohl
warme als auch kalte) äußerst moderat
ent wickelt. So hat das Statistische Bun des -
amt bekannt gegeben, dass sich die Net -
tokaltmiete im Juli 2008 gegenüber dem
gleichen Vorjahresmonat um 1,3 Pro zent
erhöht hat. Die Verbraucherpreise  ins ge -
samt stiegen im gleichen Zeitraum um 3,3
Prozent.
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Das eine Vertragsmuster, der Hand wer -
ker-Bauvertrag, ist für die Beauftragung von
Handwerkerleistungen vorgesehen, wie
beispielsweise Dachdeckerarbeiten, Fas sa -
denarbeiten oder Malerarbeiten. Das ande-
re Muster ist ein Einfamilienhaus-Bau un ter -
nehmervertrag. Dieser ist geeignet für die
Beauftragung eines Bau unter neh mens mit
der Errichtung eines Ein fa milien hauses auf
dem Grundstück des Eigen tü mers. Beide
Verträge können unter www.haus-und-
grund.net heruntergeladen und direkt am
Bildschirm ausgefüllt werden.

Kurz notiert

Anteil von Steuern 
und Abgaben am Strompreis
enorm gestiegen
Laut Bundesverband der Energie- und
Wasserwirtschaft (BDEW) ist die durch
den Staat verursachte Belastung der
Stromkunden in den vergangenen zehn
Jahren um über 500 Prozent gestiegen.
In diesem Jahr zahlen alle Stromkunden
gut 14 Mrd. Euro in Form von Steuern
und Abgaben an den Staat – die Mehr -
wertsteuer ist darin nicht enthalten.

Über 200 Gasversorger haben
im August und Septem ber
die Preise erhöht
Nach Angaben des Verbraucherportals
verivox.de haben im August und  Sep -
tember über 200 Gasversorger in
 Deutschland ihre Preise erhöht. Teilweise
lagen die aktuellen Steigerungen – vor
allem in Nordrhein-Westfalen – bei über
25 Proz ent.

Energieausgaben steigen
um 56 Prozent
Die Energieausgaben privater Haushalte
für Wohnenergie (Strom, Gas und an -
dere Brennstoffe) sind seit 2002 um 56
Pro zent gestiegen. Das teilte das Sta -
tistische Bundesamt mit. Monatlich wen-
den private Haushalte im Durchschnitt
162 Euro auf. Unter Einbeziehung von
Kraftstoffen für Privatfahrzeuge liegen
die Ausgaben für Energie aktuell bei 267
Euro pro Monat. Vor sechs Jahren waren
es 172 Euro.

Bruttokaltmiete je Quadratmeter

Angaben in Euro
2002 2006 Veränderung in %

Deutschland 5,93 5,94 0,17
Baden-Württemberg 5,93 5,95 0,34
Bayern 6,34 6,33 -0,16
Berlin 5,81 6,35 9,29
Brandenburg 5,26 5,44 3,42
Bremen 6,24 5,92 -5,13
Hamburg 7,25 7,47 3,03
Hessen 6,65 6,58 -1,05
Mecklenburg-Vorpommern 4,97 5,33 7,24
Niedersachsen 5,56 5,38 -3,24
Nordrhein-Westfalen 6,00 5,98 -0,33
Rheinland-Pfalz 5,52 5,26 -4,71
Saarland 5,05 5,05 0,00
Sachsen 5,27 5,13 -2,66
Sachsen-Anhalt 5,25 5,21 -0,76
Schleswig-Holstein 6,41 6,21 -3,12
Thüringen 5,23 5,16 -1,34

Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus-Zusatzerhebung 2002 und 2006

Gemeinsam mit dem Zentralverband Deut -
sches Baugewerbe (ZDB) hat die Eigen tü -
merschutz-Gemeinschaft Haus & Grund
zwei Bauvertragsmuster entwickelt, die kos   -
tenlos im Internet verfügbar sind. Haus &
Grund-Präsident Dr. Rolf Korne mann sagte
anlässlich der Vertrags vor stel lung: „Mit die-
sen Verträgen stehen An  bietern und Nach -
fragern von Bau leis tun gen erstmals zwei
ausgewogene und rechts sichere Verträge
zur Verfügung. Diese Verträge werden für
mehr Sicherheit und gegenseitiges Ver trau -
en beim Bauen sorgen.“ 

dem der Bundeshaushalt aufgrund der
Auf teilung des Umsatzsteueraufkommens
auf Bund, Länder und Gemeinden nur die
Hälfte zu verkraften hätte. 

Welchen Umfang der staatliche Anteil
am aktuellen Strompreis mittlerweile hat,
verdeutlicht die Grafik auf Seite 1. Dem -
nach betragen mittlerweile sämtliche Steu -
ern und Ab ga ben auf Elektrizität, sei es
zur Sub ven tionierung erneuerbarer Ener -
gien oder als Konzessionsabgabe an die
örtlichen Ge mei nden, 41 Prozent des
Endverbrau cher preises. 

» Fortsetzung von Seite 1

Bauverträge: Haus & Grund und ZDB
bieten kostenlose Vertragsmuster 



Die Bundesregierung plant weitrei-
chende Änderungen der Verordnung
zum Alt schul  denhilfe-Gesetz (AHGV).
Vorgesehen ist, den Abriss von Wohn -
flächen auch zu fördern, wenn diese
nach dem bisherigen Stichtag 1.1.1993
erworben wurden.

Altschuldenbelastete Wohnungs un ter neh -
men werden damit nicht nur weiter ge-
fördert, sondern auch als dominierender
Akteur im Stadtumbau gestärkt. So wird
der Tausch bzw. Verkauf von Wohnflächen
zwischen antragsberechtigten und nicht-
antragsberechtigten (AHG-) Unternehmen
ermöglicht. Erwirbt ein antragsberechtig-
tes Unternehmen weitere Bestände, kann
es diese nach der neuen Regelung geför-
dert abreißen lassen und wird zusätzlich
von den Altschulden entlastet. Der Schwer   -
punkt im Stadtumbau Ost – so die politi-
sche Botschaft – wird demnach weiter beim
Abriss liegen. 

Das Programm Stadtumbau Ost stand
in der Vergangenheit oft in der Kritik.
 Zuletzt mahnte der Brandenburgische Lan -
des rech nungshof Änderungen der über -
höhten Ab rissförderung im Stadtumbau
an, wie vorher schon die Rechnungshöfe
Sachsens und Mecklenburg-Vorpom -
merns. Auch mit der neuen Regelung ist
keine Verbesserung der städtebaulichen
Situation in den In nen städten zu erwarten.
Private Eigen tü mer werden auch weiterhin
nicht an der Erar beitung der Stadtumbau-
Konzepte beteiligt, obwohl sie mehrheit-
lich den innerstädtischen Altbaubestand
repräsentieren. Vom demografisch beding-
ten Leerstand sind sie deutlich stärker als
die institutionellen Ver mieter betroffen.
Der Stadtumbau Ost als Programm zur
Stärkung randstädtischer Plattenbausied -
lungen trägt einen wesentlichen Anteil an
dieser Entwicklung.

gen mit solchen Abmahnvereinen zeigen,
dass die Zahl der Abmahnungen ge gen -
über kleinen Handwerksbetrieben steigen
und dass diese nicht selten Exis tenz be -
drohend sind.

Noch weitreichender sind die Vor stel  -
lun gen der EU-Kommission, die im Richt li -
nien entwurf vom Juli 2008 veröffentlicht
wur den. Die vorgeschlagenen Zwangs -
maß nah men zur vollständigen Beseitigung
von  Diskriminierung dürften viele Eigen -
tümer an den Rand der finanziellen Belast -
barkeit bringen. So lässt sich beispiels -
weise ein  behindertengerechter Zugang
für viele Ge bäu de in der Praxis schwer um-
setzen: Ein typisches Kreuzberger Souter -
rain geschäft mit innenliegender Treppe
und einer Größe von ca. 20m2 verliert
durch den innen vor zu nehmenden Einbau
einer Rampe die  Hälfte seiner Nutzfläche
und wird unver miet bar. Der Einbau behin-
dertengerechter Aufzüge und Rampen in
denk  malgeschütz ten Alt bauten in deut-
schen Innenstädten würde Summen  kos -
ten, die in den meisten Fällen nicht  an -
gemessen zu finanzieren wären.
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Kurz notiert

Selbstnutzer heizen mit
erneuerbaren Energien
Die Zahl der Wohnungen in Deutschland,
die mit Holz oder anderen erneuerbaren
Energien beheizt werden, ist nach An -
gaben von LBS Research zwischen 2002
und 2006 von 347000 auf über 1 Mio.
Einheiten gestiegen. Selbstnutzer haben
daran einen Anteil von 72 Prozent. Laut
LBS ist ein Grund für diesen hohen An -
teil, dass Selbstnutzer allein über die
Maß nahmen entscheiden können und
sie unmittelbar von den entsprechenden
Energiekosteneinsparungen profitieren.

Baupreise steigen weiter
Konventionell gefertigte Wohngebäude
sind im Mai 2008 gegenüber Mai 2007
um 3,2 Prozent teurer geworden. In Teil -
be reichen gab es noch größere Steige -
rungen. So stiegen beispielsweise die
Preise für Dämmarbeiten an technischen
Anlagen um 5,7 Prozent.

Eigentümerquote im
Südwesten am höchsten
Im Saarland und in Rheinland-Pfalz war
im Jahr 2006 der Anteil der Wohnungen,
die von den Eigentümern selbst bewohnt
wurden, mit 55 bzw. 54 Prozent bundes-
weit am höchsten. In den Stadtstaaten
Berlin (14 Prozent), Hamburg und Bre -
men sowie den ostdeutschen Flächen -
ländern Mecklenburg-Vorpommern und
Sachsen war die Quote am niedrigsten.
Für Deutschland insgesamt hat das
Statistische Bundesamt im Rahmen sei-
ner Mikrozensus-Zusatzerhebung eine
Eigentümerquote von 42 Prozent er-
mittelt. Im europäischen Vergleich liegt
Deutschland damit auf dem vorletzten
Platz. Die höchsten Eigentümerquoten
haben Spanien (87 Prozent) und Norwe -
gen (78 Prozent).

Finanzierbarkeit von
Wohneigentum
Für eine typische Finanzierung von
Wohn eigentum mussten 2006 in West -
deutschland 18 Prozent des Haushalts -
netto einkommens aufgewendet werden
– zehn Jahre zuvor waren es nach Anga -
ben von LBS Research noch 34 Prozent.
In Ostdeutschland habe sich die Finan -
zierungslast in den zehn Jahren von 32
Prozent auf 15 Prozent mehr als halbiert.
Als Gründe gibt LBS Research vor allem
deutlich gefallene Zinsen an.

Pünktlich zur Bundestags wahl:
Antidiskriminierungs gesetz Teil 2 und 3
Wie schon vor der Bundestagswahl 2005
steht auch im Jahr vor der nächsten Bun -
destagswahl das Allgemeine Gleichbe -
hand  lungs gesetz auf der Ta ges ordnung.
Diesmal allerdings gleich zweifach. Zum
 einen hat die Euro pä ische Union ein Ver -
tragsverlet zungs ver fahren gegen die Bun -
des  republik Deutschland eingeleitet, weil
das All ge mei ne Gleichbehandlungs gesetz
den Anfor de rungen der europäischen
Richt linie nicht genügen soll. Die Euro pä -
ische Kommission wünscht sich die Strei -
chung von § 19 Abs. 3 AGG. Die ser ge -
währt Immobilien ei gen tümern eine geziel -
te Zuzugs steu erung, um eine Gettoisie -
rung in Deutsch land zu verhindern. Damit
sollen Probleme, wie sie etwa aus französi-
schen Vor städ ten bekannt sind, verhindert
werden. 

Zum anderen möchte die EU-Kommis -
sion die Zahl der klagebefugten Interessen -
verbände weiter erhöhen. Damit könnte es
im Bereich des Allgemeinen Gleichbe hand -
lungsgesetzes zur Gründung von Ab mah n -
vereinen kommen, wie sie aus dem Wett -
bewerbsrecht bekannt sind. Die Erfah  run -

Stadtumbau Ost: Mehr Abriss durch  
Aus weitung der Altschuldenentlastung
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Größe wird. Die Teilnahme ist zunächst
freiwillig und soll beim Start nur für den
Neubau von Bürogebäuden gelten, später
aber auf alle Gebäude und den Bestand
ausgedehnt werden. Das Gütesiegel kann
daher einen – vom BMVBS erhofften –
 erheblichen Einfluss auf den Immo bilien -
markt haben. Das System wird unter ho-
hem Zeitdruck vorangetrieben. Obwohl
die 63 Kriterien noch nicht abschließend
definiert sind, soll bereits im Januar 2009
das erste Gütesiegel vergeben werden. 

Nachhaltiges Bauen:
Was bringt das neue Gütesiegel? 
In der Wohnungswirtschaft ist der
Aufschwung nicht angekommen. Bun -
desweit erwirtschaften die privaten
Vermieter mit lediglich 40 Prozent ih -
res Wohnungsangebotes Gewinn, mit
20 Prozent werden rote Zahlen ge -
schrieben, 40 Prozent der Wohnungen
werden kostendeckend angeboten
(Studie BBR/BMVBS 2007). 

Die Zurückhaltung im Wohnungsbau ist
daher verständlich: Im vergangenen Jahr
sind die Bauge nehmigungen erneut zurück  -
gegangen. Wie das Statistische Bundes -
amt mitteilt, wurden 2007 in Deutschland
rund 27 Prozent weniger Baugeneh mi -
gungen erteilt als im Vorjahr. Vor diesem
Hinter grund wird die Forderung erhoben,
neue Anforderungen an das Bauen vor
 allem auf ihr Bauverhin de rungspotenzial
zu untersuchen. Dieser Prüfung ist das
„Deut sche Gütesiegel Nachhaltiges Bau -
en“ bislang nicht un ter zogen worden.

Das Bundesministerium für Verkehr,
Bau und Stadtentwicklung (BMVBS) ent-
wickelt gemeinsam mit der Deutschen
Gesell schaft für nachhaltiges Bauen e.V.
ein umfassendes Bewertungssystem für
nachhaltiges Bau en. Bauvorhaben, die sich
der Zerti fi zie rung stellen, können nach ei-
ner erfolg rei chen Prüfung mit dem „Deut -
schen Güte siegel Nachhaltiges Bauen“

ausgezeichnet werden. Bei dieser Prüfung
wird die ökologische, die ökonomische,
die soziokulturelle und funktionale und die
technische Qua lität sowie die Prozess- und
Stand ort qua lität anhand von 63 (!) Kri te -
rien bewertet. Die Vorhaben erhalten
dann eine Punkt zahl, aus denen sich eine
der drei Quali täts stufen ergibt – Gold,
Silber oder Bron ze. 

Das BMVBS möchte mit dem System
 erreichen, dass Nachhaltigkeit beim Bauen
eine für die Verbraucher vergleichbare

Name _______________________________________________

Straße _______________________________________________

PLZ, Ort _____________________________________________

ANMELDECOUPON Haus & Grund Podiumsdiskussion
16. Oktober 2008

ja, ich/wir nehme(n) an der Veranstaltung mit 

_____ Person(en) teil.

B E G R Ü ß U N G Dr. Rolf Kornemann, Präsident Haus & Grund Deutschland

I M P U L S R E F E R A T Sigmar Gabriel (SPD), Bundesumweltminister

P O D I U M S G Ä S T E * Patrick Döring MdB 
Sprecher für Stadtentwicklung und für europäische 
Verkehrspolitik der FDP-Bundestagsfraktion

Marie-Luise Dött MdB 
Vorsitzende der AG Umwelt der CDU/CSU-Bundestagsfraktion

Bettina Herlitzius MdB 
Sprecherin für Tourismus- und Wohnungspolitik der 
Bundestagsfraktion von Bündnis 90/Die Grünen

Dr. Franz-Georg Rips, Präsident des Deutschen Mieterbundes 

Prof. Dr. Andreas Troge, Präsident des Umweltbundesamtes

Petra Weis MdB 
Wohnungspolitische Sprecherin der SPD-Bundestagsfraktion

M O D E R A T I O N Dr. Peter Frey, Leiter des ZDF-Hauptstadtstudios

E I N L A D U N G

zur Haus & Grund 
Podiumsdiskussion 

am 16. Oktober 2008
von 15 bis 17 Uhr

in Berlin.

* Stand bei Drucklegung

Bitte füllen Sie den Anmelde -
coupon aus und senden ihn an:

Haus & Grund 
Deutsch land
Mohrenstraße 33 
10117 Berlin

oder per Telefax an: 
030/20216-555

Wir bitten um Anmeldung 
bis 2. Oktober 2008.

Veranstaltungsort:
Deutsche Bank –Atrium–

Unter den Linden 
(Eingang Charlottenstr. 37/38)

10117 Berlin

Diese Frage erörtert die Eigentümerschutz-Gemein schaft
Haus & Grund Deutschland mit hochrangigen
Teilnehmern aus Politik, Verwaltung und Verbänden im
Rahmen einer Podiumsdiskussion.

Sanierungsfall Mietrecht:

Bremst Mieterschutz
den Klimaschutz?

�
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